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III ZR 200/85 BESCHLUSS
in dem Rechtsstreit

der Bank MflB & N.V. Niederlassung
vertreten durch den Vorstand, Dr. D.M.N. van Wensveen, 
Dr. T. B M I ,  W . F . van Be^M B W I , K.J.H. Br(
N.J. Kfll ,  B . s ' J H ,  J o f l H  D.R. Hooft Gl 
p J M B P str a ß e  S, Hj

Klägerin und Revisionsklägerin,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof.

g e g e n

die Firma Installatiegroep van BuflM - van Swaay B.V., 
vertreten durch ihren Directeur Jr. Jan
Brei C.A,

Beklagte und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. 

Dr. M B  -
und

K
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Krohn und die Richter Kroner, 
Dr. Engelhardt, Dr. Werp und Dr. Rinne

am 26. Juni 1986

gemäß § 554 b Abs. 1 ZPO in der Auslegung durch das 
Bundesverfassungsgericht (Beschluß vom 11. Juni 1980 
- 1 PBvU 1/79 - NJW 1981, 39)

beschlossen:

Die Revision der Klägerin gegen 
das Urteil des 4. Zivilsenats des 
Hanseatischen Oberlandesgerichts in 
Bremen vom 26. Juli 1985 - 4 U 32/85 - 
wird nicht angenommen.

Die Klägerin trägt die Kosten des 
Revisionsverfahrens (§ 97 Abs. 1 ZPO).

Streitwert: 1.000.000 DM.
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G r ü n d e  :

Die Revision wirft keine Fragen von grundsätzlicher 
Bedeutung auf (§ 554 b ZPO). Sie hat auch keine Aussicht 
auf Erfolg (BVerfGE 54, 277).

Das Berufungsgericht hält - ebenso wie das Landgericht - 
die Klage für unzulässig, weil für den geltend gemachten 
Anspruch die Entscheidung durch ein Schiedsgericht vereinbart 
worden sei. Hiergegen wendet die Revision sich ohne Erfolg.

Die Auslegung des Auftragsschreibens der Beklagten 
vom 9. Oktober 1979, auch soweit es durch Verweisung auf 
Allgemeine Geschäftsbedingungen das Angebot einer Schiedsab- 
rede enthält, obliegt in erster Linie dem Tatrichter; ihre 
revisionsgerichtliche Nachprüfung ist darauf beschränkt, 
ob gegen Auslegungsregeln, Denkgesetze oder Erfahrungssätze 
verstoßen worden ist oder gesetzliche Vorschriften nicht 
beachtet worden sind (BGHZ 24, 15, 19). In dieser Richtung 
läßt das Berufungsurteil keinen Fehler erkennen. Insbesondere 
ist es revisionsrechtlich nicht zu beanstanden, daß das 
Berufungsgericht dem Schreiben den Willen entnommen hat, 
die in der Fußleiste genannten Lieferungsbedingungen zur 
Grundlage des Vertrages zu machen, obwohl die Beklagte 
als Auftraggeber und nicht als Lieferant auftrat. Vor allem 
die in den Lieferungsbedingungen enthaltene Schiedsabrede 
war in ihrer Anwendbarkeit nicht davon abhängig, in welcher 
Eigenschaft die Beklagte diesen Vertrag schloß.
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Der Anwendbarkeit der Schiedsgerichtsklausel im Ver­
hältnis zwischen der Beklagten und der Firma eB H M  steht 
auch nicht entgegen, daß die Beklagte im Verhältnis zu 
ihrer Auftraggeberin Bremer Vulkan anderen Geschäftsbedingungen 
und insbesondere dem Gerichtsstand Bremen unterworfen war. 
Dadurch wurde ihr Interesse an der Geltung der niederländi­
schen Lieferungsbedingungen einschließlich der darin ent­
haltenen Schiedsklausel im Verhältnis zur Firma 
nicht berührt.

Der Geltung der Schiedsklausel stehen auch nicht die 
Bestimmungen des AGBG entgegen. Da die Firma EflHB als 
GmbH Kaufmann ist, gilt das AGBG zwischen ihr und der Be­
klagten nur mit den Einschränkungen seines § 24.

Auch unter Kaufleuten muß ein ausdrücklicher Hinweis 
auf AGB allerdings regelmäßig in der Verhandlungssprache 
erfolgen (Ulmer/Brandner/Hensen, AGBG, 4. Auf1. Anh. § 2 
Rn. 20). Diesen Hinweis hat das Berufungsgericht in den 
Eingangsworten des deutschsprachigen Schreibens vom 
9. Oktober 1979 gefunden. Ein Rechtsfehler ist insoweit nicht 
ersichtlich.

Die Vereinbarung eines niederländischen Schiedsgerichts 
durch ein niederländisches Unternehmen kann - jedenfalls im 
Verhältnis zu einem Kaufmann - auch weder als überraschend 
(§ 3 AGBG), noch als unangemessene Benachteiligung (§ 9 AGBG) 
angesehen werden. Eine Schiedsklausel stellt als solche 
keine unangemessene Benachteiligung des Vertragspartners dar
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(Schwab, Schiedsgerichtsbarkeit, 3. Aufl. S. 35); wenn die 
Beklagte ein niederländisches Schiedsgericht wählte, so 
entsprach das ihren legitimen Interessen.

Die Geltung der Schiedsklausel ist auch nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß die von der Beklagten in Bezug genommenen 
Geschäftsbedingungen in Art. XV auch eine Gerichtsstand­
klausel enthalten; zuständig soll danach das Gericht am 
Ort des Geschäftssitzes des Auftragnehmers (i.S. der Liefer­
bedingungen) sein. Es ist nicht ersichtlich, warum diese 
Bestimmung, die nur für die Anrufung des staatlichen Gerichts 
gilt, mit der Schiedsgerichtsklausel nicht vereinbar sein 
soll.

Krohn Kroner Engelhardt
Werp Rinne
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